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Mit Wirkung ab 1. Juli 2013 wurde die Stadtbildkommission nur leicht umstrukturiert. Alle Entscheide der 
Stadtbildkommission und ihres Fachsekretariates bleiben für das Bau- und Gastgewerbeinspektorat 
nach wie vor verbindlich. Auch gemäss der revidierten Aufgabenbeschreibung ist die 
Stadtbildkommission nicht nur für die Schonzone zuständig, sondern entscheidet verbindlich und allein 
für kleinere und grössere Bauten und Anlagen in allen Zonen. Dies bedeutet, dass die 
Stadtbildkommission im Kanton Basel-Stadt baulich nach wie vor eine eigentliche Oberbaubehörde 
darstellt und Bauten aller Art in allen Zonen allein verbindlich gutheisst oder abweist. Das Bau- und 
Gastgewerbeinspektorat muss die entsprechenden Ausführungen der Stadtbildkommission akzeptieren. 
Der Bauherrschaft bleibt nur der Weg an die Gerichtsinstanzen offen. Dies wird oftmals nicht gemacht, 
da schon die Zeit, das Geld und die Energie hierfür nicht vorhanden ist. Viele sinnvolle Projekte – 
gerade auch im Bereich energetischer Sanierungen – wurden daher nicht realisiert oder verzögert. 
Immerhin musste die Regierung mit der Verordnungsänderung per 1.5.2014 (BPV) die 
bundesrechtlichen Vorgaben nach Raumplanungsgesetz umsetzen: Solaranlagen werden der 
Zuständigkeit der Stadt- und Ortsbildkommission entzogen. 

Diese umfassende Kompetenz der Stadtbildkommission (Stadtbildkommission inkl. Fachsekretariat) ist 
in dieser Ausgestaltung weltweit eine Besonderheit. In keiner anderen Gebietskörperschaft ist ein 
verwaltungsexternes Gremium zuständig für Bauten aller Art in allen Zonen. Dieses Konstrukt resp. 
diese Kompetenzen sind auch im§ 58 BPG (Bau- und Planungsgesetz) nicht verankert; resp. war es nie 
die Absicht des Gesetzgebers, beim Bau- und Planungsgesetz vom 17.11.1999 einem 
verwaltungsexternen Fachgremium diese Kompetenzen zu geben. 

Diese nur auf Verordnungsebene verankerte umfassende Kompetenz der Stadtbildkommission stösst 
auf wenig Akzeptanz. Viele Entscheide der Stadtbildkommission auch bei nicht tiefgreifenden Eingriffen 
in Nummernzonen wie energetischen Fassadensanierungen/Dämmungen, Dachaufbauten, Flaggen etc. 
wirken für die Rechtsunterworfenen willkürlich. Jedenfalls sind diese verbindlichen, wenn leider auch 
oftmals unklaren, Anweisungen der Stadtbildkommission vielmals nicht nachvollziehbar und ergeben 
eine Rechtsunsicherheit. Die Mitwirkung der Stadtbildkommission ist bei Bauten in der Schonzone nicht 
bestritten und im Gesetz vorgesehen. Bei der Schutzzone ist die Denkmalpflege zuständig. Bei allen 
anderen Zonen soll die Stadtbildkommission nach wie vor einbezogen werden. Die Stadtbildkommission 
resp. das Fachsekretariat sollen ihre Stellungnahmen/Gutachten etc. nach wie vor abgeben können; 
diese sind jedoch von den eigentlichen Baubehörden (Bau- und Gastgewerbeinspektorat) neu nur 
angemessen zu berücksichtigen. Dies im Sinne des Vernehmlassungsentwurfes des Regierungsrates 
vom Juli 2011, welcher richtigerweise vorsah, dass die Gutachten der Stadtbildkommission keine 
Verbindlichkeit haben, sondern „angemessen zu berücksichtigen" sind. 

Die Unterzeichneten fordern daher den Regierungsrat auf, dem Grossen Rat binnen zweier Jahre eine 
Anpassung des Bau- und Planungsgesetzes vorzulegen, welche den Behörden des Ortsbildschutzes im 
Sinne des Vernehmlassungsentwurfes vom Juli 2011 die Funktion der Oberbaubehörde entzieht. 
Zumindest ist die verbindliche Zuständigkeit der Stadtbildkommission in den Nummernzonen auf 
Baubegehren von „grosser Tragweite oder grundsätzlicher Natur für das Stadtbild" einzugrenzen. 
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